
359 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage' (246 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetz neuerlich abgeäpdert und 
ergänzt wird (2. Wohnhaus-W\iederaufbau-

gesetz-Novelle 1966) 

Der vorliegende Ges,etzentwurf stellt den 
ersten Schritt auf dem Wege zu einer V'el'ein­
heitlichung der in verschiedenen Bundesgesetzen 
enthaltenen Bestimmungen zur Gewährung von 
öffentlichen Mitteln für den Wohnungsbau dar. 
Der Entwurf enthält insbesondere für diLe Ge­
währung von DarLehen aus dem Wohnhaus­
Wiederaufbaufonds die V,erpflichtung zur Auf­
bringung von Eigenmitteln in der Höhe von 
10'% der Gesamtkosten, eine Herabsetzung der 
Laufzeit ,der Fondsdarlehen sowie Sicherungen 
gegen Mißbräuche der mit Fondshilfe errichteten 
Eig,entumswohnungen. 

Der Bautenausschuß hat in seiner Sitzung vom 
13. Dezember 1966 zur Vorberatung der Regie­
rungsvorlage einen zehngIiedrig.en Unterausschuß 
einges'ctzt, dem die Abgeordneten Dr. G ru be r 
(Vorsitzender), Hab ,e r 1, Dr. Ha Id er, 
Lei s s er, M a r w a n - S chI 0 S sc r, Mo s er, 
S t 0 h s, Dr. van Ton g cl, Dr. Tu 11 und 
W ci k h art angehörten. 

vom Unterausschuß vorgeschlagenen l\nderungen 
sowie eines Abänderungsantrages der Abgeord­
neten M 0 s e r, Dr. G r u b e rund Dr. van T 0 n­
gel einstimmig angenommen. Auf Grund eines 
Antrages der Abgeordneten Dr. van Ton gel, 
Dr. G r u b ,e rund W e i k h art wurde außer­
dem ein Entschließungsantrag, betreffend die 
Wiederverlautbarung des Wohnhaus-Wiedera!lf­
baug,esetzes und des Bundesgesetzes über den 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds beschlossen. 

Zu den vom Ausschuß vorgenommenen Ande­
rungen des Gesetzentwurfes .ist im wesentlichen 
foLgendes zu bemerken: 
Zu Art. I Z. 1 und 2: 

Hiedurch soll dem Altmi,eter oder einem ande­
ren bisher nicht zum Zuge g,ekommenen Alt­
mieter die Mögl1ichkeit eröffnet werden, auch 
weiterhin eine volle Finanzierung zu erlangen. 

Zu Art. I Z. 4: 

Durch die vorg.esehene Abänderung soll dem 
Vermiet'er für die von ihm selbst zur Verfü­
gung gestellten Eig'enmittel ledigLich eine Ver­
zinsung in der Höhe von 4 v. H. zUigestand~n 
werden. 

Der UntJerausschuß hat den Ges.etzentwurf in Zu Art. I Z. 5: 
zwei Sitzungen im Beisein von Bundesminister 
für Bauten und Technik Dr. Kot z i n a ein­
,g,ehend beraten und mehrere Abänderungen vor­
geschlagen. 

In ,seiner Sitzung vom 17. Jänner 1967 hat 
sich der Bautenausschuß mit dem Bericht des 
Unterausschusses beschäfcigt. In der Debatte er­
griffen außer dem Boerichterstatter die Abg,eord­
neten M 0 s er, Dr. G ru be r, Dr. van Ton gel, 
We i k h art, Dr. Tu 11, Franz Pie h 1 e r, 
Wie 1 a n d n e r und der Ausschußobmann sowie 
der Bundesmiruister für Bauten und Technik 
Dr. Kot z 1 Ila das Wort. Bei der Abstimmung 
wurde die Vorlage un cer Berücksichtigung der 

Mit Rücksicht darauf, daß es sich um Investi­
tionen langfristiger Art handelt, erschien dem 
Aussch,uß eine Amortisa~ion der a'Ufg>ewendeten 
Bigenmittel in zwanzig Jahl'en angebracht. 

Zu Art. I Z. 6: 

Durch die Anderung der Abs. 1 und '2 des 
§ 19 wird zum Ausdruck gebracht, daß nach Er­
richtung des Vertrages ,das Rechtsverhältnis zwi­
sch,en dem Fonds als Gläubiger und dem Fonds­
hilfenehmer als SchuLdner ausschließ1ich den 
Normen des Privatrechtes untlerliegt. 

Infolge der Einführung der neuen Kündigungs­
gründe gemäß § 19 Abs. 2 Mt. e und f würden 
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sich gewisse Härten im FaUe der Aufkündigung rungsverbot bei der Förderung nach den Be­
der Fondshilfe bei Eigentumswohnungen, die stimmungen des Bundes-Wohn~ und Siedlungs­
schon vor Jahren erworhen wurden, ergehen .. fonds angeglichen werden. 
Um solche Härtefälle nach Möglichkeit zu ver- -
meiden, werden entsprech,ende Änderungen vor- Zu Art. II·(neu): 
geschlagen. 

Zu Art. I Z. 7: 

Mit der vorgos,chlagenen Ergänzung des § 31 
Abs. 2 soll in Hinkunft die Gewährung der 
Fondshilfe zur WiederherstelLung von Wohnun­
gen, an denen Wohnungseigentum begründet 
wird, nur den österreichisch.en Staatsbürgern so~ 
wi,e den Altmienern im Sinne des § 20 des Wohn­
haus-Wiederaufbaugesetzes vorbehalten bleiben. 

Zu Art. I Z.8: 
I 

Das bisher vorgesehene Veräußerungsverbot 
auf die Dauer von sechs' Jahren erschien dem 
Ausschuß zu kurz, um Spekulationen mit 
Eigentumswohnungen zu verhindern. Diese Frist 
soll daher· im Falle der Begründung des Woh­
nungselig,entums nach dem 31. Jänner 1967 auf 
zehn Jahre verlängert und ·damit dem Veräuße-

\ 

Stohs 
Berichterstatter 

Bundesgesetz vom 1967, 
mit dem das Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 
neuerlidl abgeändert und ergänzt wird 

(W ohnhaus-Wiederaufbau gesetz-Novelle 
1967) 

Der Nationalrat hat beschlas·sen: 

Artikel I 

Das W ohnhaus-Wiederaufbaugesetz, BGBl. 
Nr. 130/1948, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBl. Nr. 26!l951, BGBl. Nr. 228/1951, BGBl. 
Nr. 106/1952, BGBl. Nr. 116/1953, BGBl. 
Nr. 117/1953, BGBl. Nr. 154/1954, BGBl. 
Nr. 156/1955, BGBl. Nr .. 154/1958 und BGBl. 
Nr. 153/1966, wird abgeändert und ergänzt wie 
folgt: 

1. Im § 15 Abs. 2 lit. a hat der erste Halb­
satz zu lauten: 

"a) in der BewilLigung von Darlehen für die 
Wiederherstellung beschädigter Wohnhäu-

Damit soll in Form einer übergangsbestim­
mung klargestellt werden, daß die Abs. 11 und 
12 des § 15 in der vom Ausschuß vorgeschlage­
nen Fassung auf jene Fälle beschränkt sind, 
in denen die Fondshilf.e nach dem 31. Jänner 1967 
bewilligt wurde. 

Auf Grund seiner Beratungen stellt somit der 
Bautenausschuß den An t rag, der Nationalrat 
wolLe beschließ,en: 

1. Dem a n g e s chI 0 s sen enG e set z­
e nt w ur f wird die verfassungsmäßige Zustim­
mung erteilt. 

2. Die bei g e d r u c k t ,e E n t s chI i e­
ß u n g wird angenommen. 

Wien, am 17. Jänner 1967 

Dr. h. c. Ptinke 
Obmann 

s·er odler zerstörter Wohnungen (Geschäfts­
räume), an' denen Altrnietrechte gemäß 
§ 20 dieses Bundesgesetzes bestehen oder 
di,e zur Unterbringung eines Altmieters 
dienen, der s·eine frühere Wohnung nicht 
erhalten hat, es sei denn, daß er bereits 
Mieter (Inhaber) einer Wohnung oder 
eines Eä.genheimes oder einer Eigentums­
wohnung ist, die un1Jer Berücksichtigung 
der allgemeinen Wohnungsverhältnis51e sei­
nem Familienstand oder seinen beruflichen 
oder persönlichen Verhältnissen und denen 
der zu s.einem Hausstand gehörigen Per­
sonen entspricht, wobei diese Bestimmun­
gen sinngemäß auch für den Hauseiogen­
tümer hinsichtLich der von ihm im Zeit­
punkt der KriegseinWlirkung benützten 
Wohnung anzuwenden sind, bis zur vollen 
Höhe und z,erstörter Wohnhäuser bis zu 
90 v. H. der erforderlichen Kosten unter 
Beachtung der im § 17 dies'es Bundesge­
setzes festgelegten Einschränkungen;" 
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2. Dem § 15 Abs. 2 ist die Ut. danzufügen: 

. "d) in jenen Fällen, in ,denen eine Darlehens­
gewährung nur bis zu 90 v. H. der für die 
Wiederhersrellung ·erforderlichen Kosten 
zulässig ist, sind mindestens 10 v. H. der 
Kosten vom Fondshilfewerber durch Lei­
stung von E1genmitteln aufzubtingen." 

3. Im § 15 Abs. 4 hat der vorletzte Satz zu 
lauten: 

"Soweit Abs. 5 nicht anders bestimmt, bet;:ägt 
die Rückzahlungsdauer, sofern über das Ansu­
chen um Fondshilfe gemäß § 18 Abs. 1 noch vor 
derp' 1. September 1952 entschieden wurde, 
100 Jahre, die Jahresrate d",mentsprechend 
1 v. H. der Darlehenssumme, sofern über das 
Ansuchen vor dem 1. Jänner 1967 entschieden 
wurde, 75 Jahre, die Jahresrate dementsprech~nd 
11/3 v. H. der Darlehenssumme, andernfalls be­
trägt die Rückzahlungsdauer 50 Jahre, die Jah­
resrate dementsprechend 2 v. H. der Darlehens­
summe." 

4. § 15 Abs. 111it. a hat zu lauten: 

"a) einem Prozentsatz der Kosten; die für die 
Wiederherstellung dieses Mietobjektes auf­
gewendet werden. Zu den Kosten der 
Wiederherstellung zählen auch die nachge­
wiesenen Zinsen für Fremdkapital bis zu 
einer Höhe von 31/2 v. H. über der von 
der Oesterreichischen Nationalbank festge­
setzten Bankrate. Allfällige vom Fonds ge­
währte Zinsenzuschüsse sind zu berücksich­
tigen. Vom Vermieter für die Wiederher­
stellung aufgewendete Eigenmittel können 
mit 4. v. H. verzinst werden;" 

5. § 15 Abs. 12 hat zu lauten: 

"Der Prozentsatz der Hauptmietzinsbestand­
teile nach Abs. 11 lit. a und b beträgt bei einer 
Rückzahlungsdauer des Fondsdarlehens (Abs. 4 
und 5) von 100 Jahren 1 v. H., bei einer sol­
chen von 75 Jahren 11/3 v. H., bei einer solchen 
von 50 Jahren 2 v. H., bei einer solchen von 
15 Jahren 62/3 v. H. und bei einer solchen von 
10 Jahren 10 v. H. Bei Fremdkapital richtet 
sich der Prozentsatz nach der Laufzeit des Dar­
lehens. Bei Eigenmitteln beträgt der Prozentsatz 
5 v. H. der aufgewendeten Mittel." 

6. § 19 hat zu lauten: 

,,§ 19. (1) Durch den Bescheid, mit dem die 
Fondshilfe bewilligt wird, erwirbt der Bewerber 
eine!). Anspruch auf Absdlluß eines diesem Bun­
desgesetz entsprechenden Vertrages. Der Bescheid 
tritt mit Abschluß dieses Vertrages außer Wirk­
samkeit. 

(2) Der Fonds hat, solange ein Vertrag gemäß 
Abs. 1 nicht abgeschlossen ist, den Bewilligungs-

bescheid zu widerrufen, andernfalls das Darlehen ' 
unter Beachtung einer vierteljährlichen Kiindi­
gungsfrist zur Rückzahlung zu kündigen, wenn 

a) der Bewerber durch sein Verschulden mit 
den Wiederherstellungsarbeiten nicht 
binnen drei Monaten nach Verständigung 
von der Bewilligung begonnen, sie nicht 
gehörig fortgesetzt oder nicht zeitgerecht 
beendet hat, oder 

b) der Bewerber bei der Durchführung der 
Wiederherstellungs arbeiten in wesentlichen 
Punkten eigenmächtig von dem der Be­
willigung zugrunde gelegten BauvOrhaben 
abweicht, oder . 

c) der Bewerber eine Handlung setzt, die auf 
Grund der §§ 24 und 25 dieses. Bundesge­
setzes mit Strafe bedroht ist, öder 

d) das Darlehen erschlichen ist, oder 
e) an einer Wohnung WOhnungseigentum be­

gründet wurde und die Wohnung nicht zur 
Befriedigung des Wohnbedürfnisses des 
Wohnungseigentümers, seines nahen Ange­
hörigen im Sinne des § 19 Abs. 2 Z. 10 des 
Mietengesetzes oder seines Dienstnehmers 
regelmäßig verwendet wird, es sei denn, 
daß der Wohnungseigentümer wegen nadl­
gewiesener Krankheit, zu Kur- oder Unter­
ric.1nszwecken oder aus zwingenden beruf­
lichen Gründen abwesend ist, oder 

f) an einem Geschäftsraum Wohnungseigen­
tum begründet wurde und der Geschäfts­
raum weder vom Wohnungseigentümer 
noch von einem nahen Angehörigen im 
Sinne des § 19 Abs. 2 Z. 10 des Mieten­
gesetzes zur Befriedigung regelmäßiger ge­
schäftlicher Betätigung verwendet wird, es 
sei denn, daß der Wohnungs eigentümer 
sein im Geschäftsraum betriebenes Unter­
nehmen verpachtet hat. 

(3) Ist an einer Wohnung (Geschäftsraum) vor 
dem 1. Feber 1967 Wohnungseigentum begrün­
det worden, so darf die Kündigung nach Abs. 2 
lit. e und f nicht vor dem 1. Jänner 1968 ausge­
sprochen werden. In den Fällen des Abs. 2 lit. e 
und f ist die Kündigung nur hinsichtlich des auf 
die betreffende Wohnung (Geschäftsraum) ent­
fallenden Darlehensteilbetrages zulässig und nur 
der Eigentümer dieser Wohnung (Geschäftsraum) 
zur Rüd~zahlung des gekündigten Darlehensteil­
betrages verpflichtet. 

(4) über den Anspruch des Bewerbers auf die 
Fondshilfe kann weder durch Abtretung, An­
weisung oder Verpfändung noch auf irgendeine 
andere Weise unter Lebenden verfügt werden. 
Dieser An~pruch kann auch nicht von Dritten in 
Exekution gezogen werden. Ausnahmsweise, 
kann in den Fällen des § 15 Abs. 3 mit schrift­
licher Zustimmung des Fonds über den Anspruch 
des Bewerbers auf die Fondshilfe durch Abtre­
tung verfügt werden. 
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(5) Im Falle der Zwangsversteigerung einer 
Liegenschaft sind pfandrechtlich sichergestellte 
Forderungen des Fonds aus Darlehen nach § 15, 
soweit sie in der Verteilungsmasse (§ 215 EO.) 
Deckung finden, durch Barzahlung zu berichti­
gen, andernfalls vom Ersteher ohne Anrechnung 
auf das Meistbot zu übernehmen." 

7. Dem § 31 Abs. 2 ist als zweiter Satz anzu­
fügen: 

"Diese Zustimmung darf nur erteilt werden, 
wenn der Bewerber um das Wohnungseigentum 
die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder 
als Volksdeutscher, das ist eine Person deutscher 
Sprachzugehörigkeit, die staatenlos ist oder deren 
Staatsangehörigkeit ungeklärt ist, gilt, es sei 
denn, daß es sich bei dem Bewerber um das Woh­
nungseigentum' um einen Altmieter im Sinne des 
§ 20 dieses Bundesgesetzes handelt." 

8. § 31 a hat zu lauten: 

nungseigentum nachdem 31. Jänner 1967 be­
gründet wurde, innerhalb eines Zeitraumes von 
zehn Jahren nach seiner grundbücherlichen Ein­
tragung nur mit Zustimmung des Fonds weiter­
veräußert werden; das Veräußerungsverbot ist 
auf Antrag des Fonds zu seinen Gunsten im 
Grundbuch einzuverleiben." 

Artikel 11 

Die Bestimmungen der Abs. 11 und 12 des 
§ 15 des Wohnhaus-Wiederaufbaugesetzes in der 
bisherigen Fassung finden in den Fällen weiter­
hin Anwendung, in denen über das Ansuchen 
um Fondshilfe gemäß § 18 Abs. 1 des Wohnhaus­
Wiederaufbaugesetzes vor dem 1. Feber 1967 ent­
schieden wurde. 

Artikel III 

Mit der Vollziehung des Art. I Z. 4 bis 6 
und 8 dieses Bundesgesetzes ist das Bundesmini­
sterium für Justiz im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium für Bauten und Technik, mit 

,,§ 31 a. Das an einer mit Fondshilfe wieder- den übrigen Bestimmungen des Art. I das Bun­
hergestellten Wohnung (einem Geschäftsraum) desministerium für Bauten und Technik, mit der 
begründete Wohnungseigentum darf innerhalb I Vollziehung des Art. II das Bundesministerium 
eines Zeitraumes von sechs Jahren, falls das Woh- I für Justiz betraut. 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, ehebaldigst I treffend Ausgestaltung des Staatlichen Woh­
eine Wiederverlautbarung des Wohnhaus-Wie- nungsfürsorgefonds zu einem Bundes-Wohn- und 
deraufbaugesetzes und des Bundesgesetzes, be- Siedlungsfonds vorzunehmen. 
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